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Bilanzlehre

Bilanz und Jahresabschluss

(1) Bilanz im engeren Sinn:

Gegenüberstellung von Vermögen und Kapital

(2) Bilanz im weiteren Sinn (Jahresabschluss):

· Bilanz im engeren Sinn

· Gewinn- und Verlustrechnung

· Anhang: Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind so zu erläutern, dass sich ein möglichst getreues Bild von der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens gibt.

· Lagebericht (nur bei Kapitalgesellschaften): als Ergänzung des Jahresabschlusses

Bilanzierungszeitpunkt

Abschlussstichtag

= jener Tag, für den der Jahresabschluss erstellt wird.

Abschlusserstellungstag

= jener Tag, an dem der Jahresabschluss unterfertigt wird:

Einzelunternehmen und Personengesellschaften: innerhalb von neun Monaten nach dem Abschlussstichtag

Kapitalgesellschaften: fünf Monate

Es sind alle Tatsachen, die (erst) nach dem Abschlussstichtag eingetreten sind, jedoch bis zum Abschlussstichtag bekannt werden (sofern sie das Wirtschaftsjahr betreffen) zu berücksichtigen.

Grundsätze ordnungsgemässer Bilanzierung

· Bilanzwahrheit

· Bilanzklarheit und –übersichtlichkeit

· Bilanzverknüpfung

· Bilanzidentität 

· (Schlussbilanz eines Jahres = Eröffnungsbilanz des nächsten Jahres)

· Bilanzkontinuität (formell)

· Bilanzvorsicht

· Bewertungsprinzipien

· Bildung von Rückstellungen

· Abschreibung

· etc.

Bewertungsprinzipien

§ 201 Abs. 2 HGB:

· Bewertungsstetigkeit

· Going-Concern-Prinzip (Grundsatz der Unternehmensfortführung)

· Grundsatz der Einzelbewertung

· Grundsatz der Vorsicht

· Grundsatz der Periodenrichtigkeit

· Grundsatz der Bilanzidentität

Durchführung der Vorabschlussbuchungen

1. Abschluss der Konten 2500 Vorsteuer und 3500 Umsatzsteuer mit dem Konto 3520 Umsatzsteuer-Zahllast

2. Abschluss des Privatkontos mit dem Kapitalkonto:

Bei Privatentnahmen: 


9000 Kapital/9400 Privat

Bei Privateinlagen: 


9400 Privat/9000 Kapital

3. Buchung der Bestandsveränderung an Handelswaren:

Bei Zugängen: 1600/5300

Bei Abgängen: 5300/1600

4. Durchführung der Um- und Nachbuchungen

Bewertung

Abschreibung

Forderungsabschreibung

Rechnungsabgrenzung

Rückstellungen

5. Abschluss der Bestandskonten (ausser dem Kapitalkonto) mit dem SBK:    SBK/aktive Bestandskonten

passive Bestandskonten/SBK

6. Abschluss der Erfolgskonten mit dem GuV

GuV/Aufwandskonten

Ertragskonten/GuV

7. Abschluss des GuV-Kontos mit dem Kapitalkonto (= Übertrag des Erfolges):

bei einem Gewinn (Erträge > Aufwände): 
GuV/Kapital

bei einem Verlust (Aufwände > Erträge): 
Kapital/GuV

8. Abschluss des Kapitalkontos mit dem SBK:    Kapital/SBK
Inventur

Definitionen

Inventur = Aufnahme und Aufzeichnung aller Vermögensteile und Schulden des Unternehmens, die zu einem bestimmten Zeitpunkt vorhanden sind.

Inventar = mengen- und wertmässiges Verzeichnis des Vermögens und der Schulden

Arten der Inventur

1.) Stichtagsinventur (sie wird zu einem bestimmten Zeitpunkt, meist am Bilanzstichtag, durchgeführt)

2.) Permanente Inventur (die Aufnahme der Bestände erfolgt auf das ganze Jahr verteilt, sodass jeder Vermögensposten mindestens einmal jährlich kontrolliert wird. Die Bestandsangaben für den Abschluss werden der Lager- bzw. Anlagenbuchführung entnommen)

3.) Stichprobeninventur (die Lagerbestände werden unter Beachtung statistischer Methoden nur stichprobenweise entnommen)

Bewertung

Bewerten heisst,

den Wert eines Gutes oder einer Leistung

in Geldeinheiten

ausdrücken.

Um den Gewinn durch Vermögensvergleich ermitteln zu können, ist es notwendig, alle Vermögensgüter und Schulden zum Bilanzstichtag festzustellen und zu bewerten.

Auszugehen ist dabei vom Teilwert, wobei:

Teilwert ist jener Wert, den ein Erwerber des Unternehmens im Rahmen des Gesamtkaufpreises für das einzelne Wirtschaftsgut ansetzen würde (dabei ist davon auszugehen, dass der Betrieb fortgeführt wird.)

Hinweis: 

Die gesetzlichen Vorschriften sind überwiegend im HGB, in der BAO, im RLG und im Einkommensteuergesetz zu finden.
Bewertung des Anlagevermögens


Nicht abnutzbares 

Anlagevermögen


Abnutzbares

Anlagevermögen


Anschaffungs- oder Herstellungskosten
Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten

abzüglich 

Abschreibung




ODER

niedrigerer Teilwert

bei einer voraussichtlich dauernden Wertminderung

(= strenges Niederstwertprinzip)

(bei nur vorübergehender Wertminderung ist der Ansatz des niedrigeren Teilwertes nicht erlaubt)



Ist der Teilwert höher als der letzte Bilanzansatz, so ist eine Aufwertung auf max. den Anschaffungs- oder Herstellungswert zulässig.



Beispiel:

Am 20. Juli 1999 wurden 3.000 Aktien (Nominale €1.000,--/Stk.) zum Kurs von € 2.100,-- (S je Stück) von der EDV-AG angeschafft. 

Das Unternehmen notiert nicht an der Börse. 

Kurs am 31. Dez. 1999: € 2.400,-- 

Kurs am 31. Dez. 2000: € 1.700,-- (ein Steigen der Kurse ist nicht zu erwarten)

Kurs am 31. Dez. 2001: € 2.500,--. Es soll aufgewertet werden. 

Aufgabe:

Ermitteln Sie die Bilanzansätze per 31. Dez. 1999, 2000 und 2001, wenn die Aktien zum Anlagevermögen gehören und stellen Sie die notwendigen Buchungen (Kontierung) zum Abschluss-(Bilanz-)Stichtag auf.

Lösung:

Bewertung des Umlaufvermögens

· Mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten

· Ist der Teilwert niedriger, so muss dieser angesetzt werden (strenges Niederstwertprinzip)

· Der letzte Bilanzansatz darf überschritten werden, nicht jedoch die Anschaffungs- oder Herstellungskosten

Bewertung der Verbindlichkeiten

· Verbindlichkeiten sind mit dem Entstehungswert zu bewerten.

· Ist der Teilwert höher, so muss dieser angesetzt werden (strenges Höchstwertprinzip) (zB bei Fremdwährungsverbindlichkeiten)

Bewertung der Privatentnahmen

Mit dem Teilwert zum Zeitpunkt der Entnahme (bei Waren normalerweise der Wiederbeschaffungspreis)

Beispiel:

Private Warenentnahme am 23. September

Einstandspreis € 1.100

Verkaufspreis am 23. Sep. € 2.300 (exkl. 20 % USt),

Wiederbeschaffungspreis am 23. Sep. € 1.200,--.

Aufgabe:

Mit welchem Preis (exkl. 20 % USt) ist die private Warenentnahme zu bewerten? Aufstellung des Buchungssatzes (Kontierung)

Lösung:

Ermittlung des Verbrauches

1. Indirekte Ermittlung (Rückrechnung)

Anfangsbestand

+ Zukäufe

Saldo des Vorratskontos (Kl. 1) per 31.12.

- Enbestand laut Inventur

Verbrauch (Einsatz)

Nachteil:

Verluste durch Schwund, Bruch, Diebstahl oder Preissenkung werden hier nicht erfasst.

2. Direkte Ermittlung (Fortschreibung)

Anfangsbestand

+ Zukäufe

Saldo des Vorratskontos (Kl. 1) per 31.12.

- Verbrauch (Wareneinsatz) laut Entnahmescheine

Sollendbestand

- Istendbestand (aufgrund der Inventur)

Verlust (Schadensfall)

Setzt eine Lagerbuchführung voraus, bei der die Entnahmen aus dem Lager (mittels Entnahmescheinen) mengen- und wertmäßig erfasst werden.

Beispiel: 

In einem Industriebetrieb ergeben sich auf dem Konto 1100 Rohstoffvorrat XY folgende Werte:

Anfangsbestand per 1.1.2002: € 89.240

Einkäufe während des Jahres: € 3.275.830

Endbestand laut Inventur: € 65.434

Stellen Sie die erforderlichen Berechnungen und Buchungen per 31. Dezember auf.

Lösung:

Anlagenverbuchung

Zugänge im Anlagevermögen




  Kauf  




 

 Selbsterstellung 


 Leasing         



Abschreibung von Sachanlagen



Abschreibungsursachen

1. Verbrauch:

· Gebrauch

· natürlicher Verschleiss

· Katastrophen, Unfälle, Brand, etc.

· Substanzverringerung (zB Steinbruch) – Substanzabschreibung

2. Wirtschaftliche Entwertung:

· technischer Fortschritt

· Nachfrageverschiebungen

· Fehlinvestitionen

· Sinken der Wiederbeschaffungspreise

3. Zeitablauf:

· Ablauf von Schutzrechten

· Ablauf von Konzessionen

Arten der Abschreibung





Ausscheiden voll abgeschriebener Anlagengegenstände

1. bei indirekter Abschreibung

0... Kumulierte Abschreibungen zu ... (zB Lkw)


an 0... Anlagenkonto 

2. bei direkter Abschreibung

7010 Abschreibungen von Sachanlagen
0,01


an 0... Anlagenkonto




0,01

Beispiel:

9.2.2002: E 208 Kauf eines Büroschrankes von der Büromöbel-GmbH (Konto Nr. 33104) um € 2.514 + € 502,80 USt. = 3.016,80;  sofortige Inbetriebnahme; voraussichtliche Nutzungsdauer 10 Jahre.

Lösung:

1. Verbuchung des Anlagenkaufes:

2. Verbuchung der Abschreibung:

Variante 1: Verbuchung der Abschreibung direkt

Variante 2: Verbuchung der Abschreibung direkt unter der Annahme, dass der Schrank erst im Juli geliefert und in Betrieb genommen wird

Variante 3: Verbuchung der Abschreibung indirekt

3. Der Schrank bleibt nach Ablauf der Nutzungsdauer weiterhin im Betrieb und scheidet im 12. Jahr nach Anschaffung/Inbetriebnahme aus.

Verbuchung von selbst erstellten Anlagen

Erzeugt ein Unternehmen für seine eigene Verwendung Anlagegüter, so fallen dafür verschiedene Aufwendungen an(zB Löhne, Rohstoffe, Energie, etc.). Diese werden während des Herstellungsprozesses auf den Aufwandskonten verbucht.

Wird das Anlagegut fertiggestellt und in Betrieb genommen, so 

· müssen einerseits die Aufwendungen neutralisiert werden (dh sie wirken sich in der GuV nicht mehr gewinnmindernd aus) und

· andererseits muss das Anlagegut aktiviert werden (dh in das Anlagevermögen des Betriebes aufgenommen werden).

Die entsprechende Buchung lautet:

0... Anlagenkonto

an 4580 Aktivierte Eigenleistungen

Beispiel:

Ein Baumeister errichtet für eigene Zwecke eine Lagerhalle. Angefallene Aufwände (in €):

100.000,-- Personal 

80.000,-- Material 

30.000,-- sonstige

Lösung:

Im Bau befindliche Anlagen

Während der Erstellung der Anlage


Nach Fertigstellen der Anlage


Beispiel:

Die Firma K. Bauer, Kfz-Reparaturen, beginnt im Jahre 2001 mit dem Bau einer neuen Reparaturhalle. Im Jahre 2001 werden aufgrund von Teilrechnungen folgende Abschlagszahlungen an den Baumeister Gruber (33999) geleistet: € 50.000 + € 10.000 USt. = € 60.000 am 16.08. (CA 312) und € 70.000 + € 14.000 USt. = € 84.000 am 28.12. (CA 506).

Im Jahre 2002 wird die Halle weitergebaut – eine weitere Teilzahlung in Höhe von € 200.000 + € 40.000 USt. = € 240.000 erfolgt am 14.6. (E 31777). Am 1.9. wird die Halle in Betrieb genommen. Die Endabrechnung per 20.9. zeigt folgendes Bild:

Reparaturhalle laut Plan



€ 552.000

+ 20 % Umsatzsteuer




€ 110.400

Zwischensumme




€ 662.400

- Teilrechnungen

am 16.8.2001

€ 60.000

am 28.12.2001
€ 84.000

am 14.6.2002

€ 240.000

€ 384.000

Zahlungsbetrag




€ 278.400

Der Ausgleich des Restbetrages erfolgt am 19.10.2002 (CA 422).

Abschreibung der Halle: 4 % p.a., indirekt
Lösung:

Instandhaltung – Umbau von Anlagen




Aufwendungen für die Instandhaltung

Aufwendungen für den Umbau

bzw. Renovierungsarbeiten



bzw. die Erweiterung v. Anlagen




Erhaltungsaufwand 





Herstellungsaufwand

    voll absetzbar 






   aktivierungspflichtig

(als Aufwand verbuchen)





Beispiel:

Das im August des Jahres 1992 fertig gestellte Betriebsgebäude, AW € 700.000, BW 1. Jänner 2002 € 434.000, Nutzungsdauer 25 Jahre, Abschreibung direkt, wird im Jahre 2002 renoviert. Gleichzeitig wird der Dachboden zu Büroräumen ausgebaut.

25.03. E 478: 
Abrechnung der Baufirma Staindl AG (33899) über die Renovierungsarbeiten  € 129.000 + € 

25.800 USt. = €154.800

25.04. BK 107: 
Überweisung der E 478

28.10. E 913: 
Abrechnung der Baufirma Staindl AG (33899) über den Umbau: € 154.000 + € 30.800 USt. = 

€ 184.800; Nutzungsbeginn 15.11.

28.11. BK 300: 
Ausgleich der E 913

Lösung:

Verbuchung von in Zahlung gegebenen Anlagen

Bei einem Zug-um-Zug-Geschäft:

0... Anlagenkonto

2500 Vorsteuer

an 
4600 Erlöse aus dem Abgang von Anlagen 20 %






3500 Umsatzsteuer






33... Lieferantenkonto (oder 2700 Kassa, ...)

Zusammenfassung

Merkmale der direkten Abschreibung:

· Auf dem Anlagenkonto scheint der jeweilige Buchwert auf.

· Der Anschaffungswert sowie die Summe der bereits vorgenommenen Abschreibungen sind nur aus dem Anlagenverzeichnis ersichtlich.

· Am Ende der Nutzungsdauer wird das Wirtschaftsgut auf den „Erinnerungsschilling“ abgeschrieben – erst bei Ausscheiden aus dem Unternehmen wird dieser ausgebucht.

Merkmale der indirekten Abschreibung:

· Auf dem Anlagenkonto scheint während der gesamten Nutzungsdauer der Anschaffungswert auf.

· Das Konto „kumulierte Abschreibungen“ weist die Summe der Abschreibungen vom Zeitpunkt der Inbetriebnahme bis zum jeweiligen Bilanzstichtag aus.

· Der Buchwert der Anlagen kann durch Abzug der bisherigen Abschreibungen vom Anschaffungswert vorgenommen werden.

· Am Ende der Nutzungsdauer erfolgt keine Buchung. Bei Ausscheiden des Anlagegutes wird das Konto „kumulierte Abschreibungen“ auf das Anlagenkonto umgebucht (Saldo = null).

Rechnungsabgrenzung

Bilanz: 
Gegenüberstellung von Vermögen und Kapital eines Wirtschaftsjahres; Zeitpunktrechnung

G+V:
Gegenüberstellung der Aufwände und Erträge eines



Wirtschaftsjahres; Zeitraumrechnung

Im G+V-Konto sind nur jene Aufwendungen und Erträge zu erfassen, die das Abschlußjahr betreffen.

Probleme:

1. Am 1. Oktober wird die Versicherungsprämie für ein Jahr im voraus bezahlt. ( ??

2. Wir erhalten die Zinsen für Wertpapiere am 31. März für ein halbes Jahr im nachhinein. ( ??

Lösung:
Rechnungsabgrenzung!

Aufgabe der Rechnungsabgrenzung ist die periodenreine Ausweisung der Aufwände und Erträge, um den Gewinn bzw. Verlust des Bilanzjahres richtig auszuweisen.

Man unterscheidet:

· Vorauszahlungen = Transitorien
(siehe Problem 1.)

· Rückstände = Antizipationen
(siehe Problem 2.)

Vorauszahlungen

Aufwand bzw. Ertrag ist bereits verbucht, 

gehört jedoch teilweise in das Folgejahr.

Es ist jener Teil AUSzubuchen (abzugrenzen), 

der in das Folgejahr gehört


Gebucht wird auf den Konten „2900 Aktive Rechnungsabgrenzung“ bzw. „3900 Passive Rechnungsabgrenzung“

Arten:

Eigene Vorauszahlungen

Fremde Vorauszahlungen

= aktive Transitorien


= passive Transitorien


(Von uns) bereits bezahlte

(Von anderen an uns) be-

Aufwände, die teilweise ins

zahlte Erträge, die teilweise

Nächste Jahr gehören.


ins nächste Jahr gehören.

Buchungssatz:




Buchungssatz:

Am 31.12.:

2900 Aktive Rechnungsabgrenzung
... Ertragskonto


an ... Aufwandskonto


    an 3900 Passive RA

Am 1.1. des Folgejahres:

... Aufwandskonto




3900 Passive RA


an 2900 Aktive RA




an ... Ertragskonto

Ergebnis:

Nur jener Teil, der in das laufende Jahr gehört, scheint auf dem entsprechenden Aufwands- bzw. Ertragskonto auf!

Rückstände

Aufwand bzw. Ertrag wird erst im nächsten Jahr verbucht (und bezahlt) gehört aber noch (teilweise) in dieses Jahr.

Es ist jener Teil EINzubuchen, 

der in das laufende Jahr (= alte Jahr) gehört


Gebucht wird auf den Konten „2300 Sonstige Forderungen“ bzw. „3800 Sonstige Verbindlichkeiten“

Arten:

Eigene Rückstände



Fremde Rückstände

= passive Antizipationen


= aktive Antizipationen


Aufwand, der in dieses Jahr

Ertrag, der in dieses Jahr

Gehört, aber erst im nächsten

gehört, bei dem aber die 

Jahr verbucht und bezahlt wird.
Zahlung erst im nächsten

Jahr erfolgt.

Buchungssatz:




Buchungssatz:

Am 31.12.:

... Aufwandskonto




... Forderungskonto

an ... Verbindlich.kto.


    an ... Aufwandskto.

Am Tag der Zahlung (im nächsten Jahr):

... Verbindlich.kto.




... Zahlungsmittelkto.

an ... Zahlungsmittelkto.




an ... Forder.kto.

Ergebnis: Jener Teil, der in das laufende Jahr gehört, scheint auf dem entsprechenden Aufwands- bzw. Ertragskonto auf!

Beispiel 1: Eigene Vorauszahlung

5. 9.2002: K 1214 

Wir haben € 1.500 Betriebsbündelversicherung für die Zeit vom 9. Sep. bis 8. Sep. n.J. bezahlt.

Aufgabe: Aufstellung der Buchungssätze per 5. Sep., 31. Dez. und 1. Jan. n. J.

Lösung:

Beispiel 2: Fremde Vorauszahlung

4.11.2002 K 1347 

Wir erhalten € 1.020 Zinsen für ein Darlehen für 1/2 Jahr im Voraus.

Aufgabe: Aufstellung der Buchungssätze per 4. Nov., 31. Dez. und 1. Jan. n. J.

Lösung:

Beispiel 3:

Fremder Rückstand

Eine GmbH erhält am 2. April n. J. für fest verzinsliche Wertpapiere €1.219 Zinsen für 1 Jahr gutgeschrieben (B 81; KESt bereits abgezogen). Der Tatbestand ist am 31. Dez. bereits bekannt.

Aufgabe: Aufstellung der Buchungssätze per 31. Dez. und 2. April n. J.

Lösung:

Beispiel 4:

Eigener Rückstand

Der Sozialversicherungs-Dienstgeberanteil für die Angestell

ten für Dezember 2001 beträgt € 1.155. Der Gesamtbeitrag in Höhe von € 2.269 wird am 14. Jan. 2002 an die Krankenkasse überwiesen (B 10)

Aufgabe: Aufstellung der Buchungsanweisungen für 31. Dez. 2001 und 14. Jan. 2002.

Lösung:

Zusammenfassung 

Vorauszahlungen 

= Transitorien
Rückstände 

= Antizipationen

Aufwand bzw. Ertrag ist bereits verbucht (und bezahlt), gehört jedoch teilweise in das Folgejahr.


Aufwand bzw. Ertrag wird erst im nächsten Jahr verbucht (und bezahlt) gehört aber noch (teilweise) in dieses Jahr.



Es ist jener Teil AUSZUBUCHEN,

der in das Folgejahr gehört.


Es ist jener Teil EINZUBUCHEN, der in das laufende Jahr (= alte Jahr) gehört



Arten:
Arten:

Eigene Vorauszahlung (im voraus bezahlter Aufwand): 

Am 31.12. wird gebucht: 

2900 Aktive Rechnungsabgrenzung

an .... Aufwandskonto


Fremde Vorauszahlung (im voraus erhaltener Ertrag: 

Am 31.12. wird gebucht:

.... Ertragskonto

an 3900 Passive Rechnungsabgrenzung
Eigene Rückstände: Aufwand des laufenden Jahres, noch nicht bezahlt! 

Gebucht wird:  

Aufwandskonto

an 3... Verbindlichkeitenkonto
Fremde Rückstände: Ertrag des laufenden Jahres, noch nicht erhalten. 

Gebucht wird:

2... Forderungskonto

an .... Ertragskonto



Rückstellungen

Grundlagen



Verbuchung von Rückstellungen


Beispiel:

Am 31. Dez. 2001 wird eine Rückstellung für Prozesskosten i. H. von € 4.000 gebildet. Am 8. April 2002 wird der Prozess entschieden.

Lösung:

1.) Buchung am 31. Dez. 2001: Bildung der Rückstellung:

2.) Variante 1: Der Prozess wird gewonnen. Es erfolgt keine Zahlung. Buchung:

Variante 2: Der Prozess wird verloren. Folgende Zahlungen werden geleistet: 

14.04. Gegnerischer Anwalt € 3.000 +20 % USt.; bar

02.05. Eigener Anwalt € 1.500,- + 20 % USt. + € 780 Gerichtskosten; Banküberweisung

Buchungen:

Variante 3: Der Prozess wird eingestellt. Folgende Zahlungen werden geleistet:

Gegnerischer Anwalt: €1.500 + 20 % USt.  Banküberweisung

Eigener Anwalt € 1.000 + 20 % USt. + € 500 Gerichtskosten, bar

Buchungen:


Während des Jahres erfolgen keine Buchungen auf dem Konto 3100. Per 31. Dezember des Folgejahres wird der neue Rückstellungsbetrag ermittelt (zB aufgrund eines aus der Erfahrung gewonnenen Prozentsatzes) und der Differenzbetrag zum 1.1. festgestellt.

Beispiel:

Auf dem Konto 3100 Garantierückstellungen sind per 1. Jänner 

2001 € 10.500 ausgewiesen.

Variante 1: Am 31. Dez. 2002 soll eine Garantierückstellung von € 12.300 gebildet werden.

Variante 2: Am 31. Dez. 2002 soll eine Garantierückstellung 

€ 8.900 gebildet werden.

Lösung:

Abfertigungsrückstellung

Bildung und Ausmaß der Rückstellung

Eine Abfertigungsrückstellung  kann gemäß § 14 EStG. im Ausmaß bis zu 50 % der fiktiven Abfertigungsansprüche gebildet werden.

Unter fiktive Abfertigungsansprüche versteht man jenen Betrag, der den Arbeitnehmern bei Auflösung des Dienstverhältnisses aufgrund der gesetzlichen Anordnung oder aufgrund des Kollektivvertrages bezahlt werden müßte, wenn alle Dienstverhältnisse am Bilanzstichtag aufgelöst worden wären.

Die Abfertigungsrückstellung kann bis zu 60 % gebildet werden, wenn der/die Arbeitnehmer am Bilanzstichtag das 50. Lebensjahr vollendet haben.

Vollkaufleute müssen gemäß Handelsgesetzbuch eine Abfertigungsrückstellung bilden!

Bei der Berechnung der Rückstellung ist von den fiktiven Abfertigungsansprüchen der Dienstnehmer auszugehen. Diese müssen für jeden Bilanzstichtag neu berechnet werden.

Die Höhe der Abfertigung hängt von der Anzahl der Dienstjahre ab. Laut § 67 EStG. bestehen folgende Abfertigungsansprüche:

Bei einer Dienstzeit von


Höhe des Abfertigungsanspruches

3 Jahren:



das 2fache des laufenden Bezuges

5 Jahren:



das 3fache des laufenden Bezuges

10 Jahren:



das 4fache des laufenden Bezuges

15 Jahren:



das 6fache des laufenden Bezuges

20 Jahren:



das 9fache des laufenden Bezuges

25 Jahren:



das 12fache des laufenden Bezuges

Bei der Berechnung der Rückstellung geht man folgendermaßen vor:

Schritt 1: 
Berechnung der fiktiven Abfertigungsansprüche

    

   
 Bruttogehalt 

+ 1/12 Urlaubszuschuß

+ 1/12 Weihnachtsremuneration

    

   
 Zwischensumme

    

   
Bruttoentgelt (inkl. SZ) x Höhe des Abfertigungsanspruchs

    

    
= Abfertigungsanspruch

Schritt 2:
Summe der Abfertigungsansprüche aller Dienstnehmer bilden



davon maximal 50 % = fiktiven Abfertigungsansprüche



(außer wenn Dienstnehmer > 50 Jahre, dann 60 %)

Diese fiktiven Abfertigungsansprüche sind regelmäßig auf fünf aufeinander folgende Jahre verteilt zu erreichen. D.h. bei der erstmaligen Bildung der Abfertigungsrückstellung darf im 1. Jahr nur 1/5, im 2. Jahr 2/5, im 3. Jahr 3/5, usw. als gewinnmindernde Rückstellung ausgewiesen werden.

Die Abfertigungsrückstellung ist in der Bilanz gesondert auszuweisen. 

Buchungssatz bei Bildung:

6400 Dotation Abfertigungsrückstellung/3000 Rst.

In den Folgejahren ergeben sich folgende Möglichkeiten:

1. Rückstellung per 31.12. > als per 1.1.

Zuweisung des Differenzbetrages: 6400/3000

2. Rückstellung per 31.12. < als per 1.1.

Auflösung des Differenzbetrages: 3000/4700

Wertpapierdeckung

Voraussetzung für die gewinnmindernde (und somit steuerfreie) Verbuchung der Abfertigungsrückstellung ist, daß spätestens am Ende jedes Wirtschaftsjahres bestimmte Wertpapiere im Nennbetrag von mind. 50 % des IM VORJAHR ausgewiesenen Rückstellungsbetrages im Betriebsvermögen vorhanden ist. Ist dies nicht der Fall, spricht man von Wertpapierunterdeckung, für die man einen gewinnerhöhenden (und somit steuererhöhenden) Strafzuschlag bezahlen muß! Dieser beträgt 60 % der Wertpapierunterdeckung!

Beispiel:

Ihr Unternehmen:

Ing. Friedrich Mackl, Elektroinstallationen, Siebenstädterstraße 47, 5020 Salzburg, Tel.: 0662/883435, Fax: 0662/883435-10

Mitarbeiter per 31.12.2001:

Name


Geburtsdatum
Eintrittsdatum
Gehalt in 

€



Friedrich Mackl
22.05.1955
01.09.1986


1.607,89

Judith Naderer
13.12.1972
02.05.1999
1.200,55

Erwin Pröll
17.06.1969
01.07.1997
1.255,79

Zusatzinformationen: Abfertigungsanspruch laut § 67 EStG:

Bei einer Dienstzeit von


Höhe des Abfertigungsanspruches

3 Jahren


das 2fache des laufenden Bezuges

5 Jahren


das 3fache des laufenden Bezuges

10 Jahren


das 4fache des laufenden Bezuges

15 Jahren


das 6fache des laufenden Bezuges

20 Jahren


das 9fache des laufenden Bezuges

25 Jahren


das 12fache des laufenden Bezuges

Die Rückstellung wurde erstmals 1999 dotiert. Das erklärte Bildungsmaß beträgt für Arbeitnehmer < 50 Jahren 50 %, für Arbeitnehmer > 50 Jahren 60 %.

Das Konto 3000 Abfertigungen für Rückstellungen weist per 1.1. einen Anfangsbestand von € .680,77 aus.

Das Konto Wertpapierdeckung enthält zwei Anleihen und zwar

a) Nominale
€ 726,73 
6,5 % Investitionsanleihe 19.. 





Anschaffungskurs 7,34; Zinstermin 31.Jänner

b) Nominale
€ 726,73
6,75 % Bundesanleihe 19..

Anschaffungskurs 7,56 Zinstermin 31. Juli

Kurs am Bilanzstichtag für beide Anleihen: € 7,48 (Es soll abgewertet werden.).

Die Zinsen sind ganzjährig im nachhinein fällig. Die Zinsen sind abzüglich 25 % KeSt. abzugrenzen.

Vorläufiges Jahresergebnis: € 23.069,56

Aufgaben:

1. Berechnen Sie die fiktiven Abfertigungsansprüche per 31.12.2001. Als Basis ziehen Sie das Gehalt inklusive 2/12 aliquotem Sonderzahlungsanspruch heran.

2. Bilden Sie die Abfertigungsrückstellung in der richtigen Höhe.

3. Verbuchen Sie die Abfertigungsrückstellung.

4. Berechnen Sie das erforderliche Ausmaß der Wertpapierdeckung.

5. Bewerten Sie die Wertpapiere und grenzen Sie die Zinsen ab (auf ATS genau).

6. Berechnen Sie das steuerrechtliche Jahresergebnis unter Berücksichtigung der durchgeführten Buchungen.

Lösung:

Schritt 1: Berechnung der fiktiven Abfertigungsansprüche

Schritt 2: Bildung der Abfertigungsrückstellung

Schritt 3: Verbuchung der Abfertigungsrückstellung

Schritt 4: Wertpapierdeckung

Schritt 5: Bewertung der Wertpapiere und Abgrenzung der Zinsen

Schritt 6: Gewinnermittlung

Die Bewertung von Forderungen

Aufgabe der Forderungsbewertung

Ziel der Forderungsbewertung ist die buchmässige Berücksichtigung der bereits eingetretenen oder zu erwartenden Forderungsverluste.

Forderungsverluste sind spätestens in der Bilanz zu berücksichtigen. Die für das Umlaufvermögen geltenden Bewertungsvorschriften (v.a. das strenge Niederstwertprinzip) sind einzuhalten.

Arten der Forderungsbewertung

· Einzelbewertung von Forderungen


· Pauschalbewertung

Zeitpunkt der Verbuchung 

· Die Verbuchung erfolgt sowohl während des Jahres (wenn eine Forderung tatsächlich ausfällt),

· als auch bei der Bilanzierung. Am Bilanzstichtag müssen alle Forderungen auf ihre Einbringlichkeit überprüft und mit dem Wert, mit dem sie voraussichtlich eingehen werden, angesetzt werden (strenges Niederstwertprinzip).

Das Zahlungsverhalten in Österreich

"Österreichische Schuldner zahlen schneller als der europäische Durchschnitt"

Auch im Jahr 2000 interessierte den KREDITSCHUTZVERBAND von 1870 wieder die Meinung seiner Mitglieder zum Thema "Zahlungsverhalten in Österreich". Er führte deshalb im August 2000 bereits zum vierten Mal eine Trendumfrage zu diesem Thema durch. Ein Thema, das im heurigen Jahr auch europaweit an Aktualität gewonnen hat, da am 8. August 2000 die EU-Richtlinie zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr in Kraft getreten ist.

Vergleicht man die durchschnittliche Zahlungsdauer in Österreich mit anderen europäischen Staaten, so kann man erfreulicherweise feststellen, dass Österreich mit durchschnittlich 40 Tagen Zahlungsdauer weit unter der europäischen Durchschnitts-Zahlungsdauer von 51 Tagen liegt.

Das Zahlungsverhalten selbst hat sich in Österreich im Vergleich zum letzen Jahr nicht verändert. Die Kunden zahlen laut der diesjährigen Umfrage nach durchschnittlich 40 Tagen, wobei sie sich dabei sowie letztes Jahr mit durchschnittlich 15 Tagen in Zahlungsverzug befinden,

Auch beim vereinbarte Zahlungsziel in Österreich hat es kaum Änderungen gegeben, es beträgt heuer 25 Tage, das ist um einen Tag kürzer als im Vorjahr. Es sind sowohl Skontofristen wie auch Nettozahlungsfristen berücksichtigt worden.

Trotz der stabil gebliebenen Zahlungsfähigkeit der Kunden bleiben die befragten österreichischen Unternehmen in Hinblick auf die Entwicklung der Zahlungsmoral für das Jahr 2001 skeptisch. 36% befürchten eine weitere Verschlechterung der Zahlungsmoral im kommenden Jahr, das ist gegenüber der letztjährigen Prognose für 1999 eine Verminderung um 7%. 10% aller Befragten sind der Meinung, dass sich die Zahlungsmoral im Jahr 2001 verbessern wird, das sind immerhin um 2% mehr als im Vorjahr.

Eine leichte Verbesserung zeichnet sich bei der Schädigung durch Kundeninsolvenzen ab. Im Jahr 1999 waren der Umfrage zufolge 62% der befragten Unternehmen von Kundeninsolvenzen betroffen gewesen, wobei jedes dieser Unternehmen im Schnitt von 3 Insolvenzverfahren geschädigt wurde. Im Vergleichszeitraum 1998 waren es um 2% mehr Unternehmen, die durchschnittlich auch von 1 Insolvenz mehr betroffen waren. Diese Erfahrungen der befragten KSV-Mitglieder aus dem Jahr 1999 kann man auch in der Unternehmens-Insolvenzstatistik 1999 ablesen, wonach die eröffneten Insolvenzen um 3,4% zurückgegangen sind. Dieser Trend setzt sich auch im Jahr 2000 fort und führt bei Unternehmensinsolvenzen zu einer leichten Entspannung. Bis Ende September 2000 gab es bereits einen Rückgang der Gesamtinsolvenzen von knapp 9%.

Speziell Klein- und Mittelbetriebe sind weiterhin aufgrund des Zahlungsverzuges ihrer Kunden in ihrer eigenen Existenz gefährdet und werden dadurch letztlich sehr oft auch selbst in die Insolvenz getrieben. Immerhin fast die Hälfte der Befragten erklärt, dass die schlechte Zahlungsmoral der Kunden einen mittleren bis starken Einfluss auf den Konkurs einer Gläubigerfirma nimmt. Fast ein Drittel der befragten Unternehmer findet, dass die sinkende Zahlungsmoral der Kunden zumindest einen starken Einfluss auf die Zahlungsfähigkeit der Lieferanten und Gläubigerfirmen hat. Nur 16% sehen keinen Zusammenhang.

Auch im Jahr 2000 haben wieder 68% der Befragten angegeben, geschäftliche Erfahrungen mit öffentlichen Auftraggebern zu haben. Leider setzt sich aber der Trend der schlechter werdenden Zahlungsmoral der öffentlichen Hand weiterhin fort. Bereits 44% davon, das sind um 4% mehr als im Vorjahr geben an, dass die vertraglich vereinbarten Zahlungsziele nicht eingehalten werden, sondern mit durchschnittlich 35 Tagen Zahlungsverzug beglichen werden, dass sind auch wieder um 2 Tage mehr als im Jahre 1999.

Die Gastronomie wurde heuer wieder als spezielle Problembranche genannt. Es zeichnet sich zwar scheinbar ein Trend zur Besserung der Zahlungsfähigkeit ab, der durchschnittliche Zahlungsverzug der Kunden hat sich im Vergleich zum Vorjahr um einen Tag auf 10 Tage verringert. Offensichtlich haben aber die Lieferanten auf die schlechte Zahlungsmoral (+8 Tage Zahlungsdauer) Ihrer Kunden reagiert, indem sie ihnen um 9 Tage mehr Zeit zum Zahlen gewähren.

Neben der Gastronomiebranche nennen die befragten Unternehmen vor allem das Bau- und Baunebengewerbe als vorrangigen Problembereich. Der durchschnittliche Zahlungsverzug hat sich wieder um 5 Tage erhöht. Weiterhin werden die Klein- und Mittelbetriebe als problematische Kunden hinsichtlich der Zahlungsmoral beziehungsweise Zahlungsfähigkeit bezeichnet, aber auch immer öfter große Handelsketten.

Als Gründe für den Zahlungsverzug gewerblicher Schuldner geben 67% der Unternehmen den momentanen Liquiditätsengpaß an, gefolgt von der Annahme, dass die Kunden zu immerhin 50% vorsätzlich die Rechnungen nicht bezahlen. Erschreckend ist, dass über ein Drittel der Befragten die Ineffizienz der Verwaltung ihrer Schuldner als Grund für den Zahlungsverzug ansehen.

Bei den privaten Schuldnern halten sich auch im Jahr 2000 die Gründe momentaner Liquiditätsengpaß (29%), vorsätzliches Nichtbezahlen (28%), Vergeßlichkeit (26%) sowie die Überschuldung (25%) die Waage.

Zur Hereinbringung von offenen Forderungen setzen auch im Jahr 2000 fast 100% der österreichischen Unternehmen zuerst innerbetriebliche Mahnschritte, wobei im Anschluß daran bereits um 3% mehr Unternehmen (57%) auf das Wissen und die Praxis von Inkassoinstituten zurückgreifen. Zunehmender Beliebtheit erfreuen sich auch anwaltliche Mahnschritte (38%), aber nur 10% gehen gleich mit einer sofortigen Klage gegen säumige Kunden vor.

Wie erwähnt, liegt Österreich hinsichtlich der durchschnittlichen Zahlungsdauer von 40 Tagen weiterhin deutlich unter dem europäischen Durchschnitt von 51 Tagen. Diese Zahlen ergeben sich unter Heranziehung einer internationalen Studie der FEBIS mit Vergleichswerten aus dem Jahre 1999.

Die teilweise beträchtlichen Unterschiede zwischen den Zahlungsbestimmungen- und praktiken in Europa waren unter anderem wesentliche Gründe, weshalb von der Europäischen Union nach langer Vorbereitungszeit am 8.8.2000 endlich eine Richtlinie zur Bekämpfung des Zahlungsverzuges im Geschäftsverkehr in Kraft gesetzt worden ist. Bereits am 12. Mai 1995 verabschiedete die Europäische Kommission eine Empfehlung über die Zahlungsfristen im Handelsverkehr. In einem Vorschlag der Kommission im Jahr 1998 wurde bereits festgehalten, dass der Zahlungsverzug einen Vertragsbruch darstellt, der für die Schuldner in den meisten Mitgliedsstaaten durch niedrige Verzugszinsen und / oder langsame Beitreibungsverfahren finanzielle Vorteile bringt. Für Österreich wird die neue Richtlinie nach innerstaatlicher Umsetzung insbesondere eine Anhebung des gesetzlichen Verzugszinsensatzes von 5% auf derzeit etwa 11% bedeuten. Der angemessene Ersatz aller durch den Zahlungsverzug entstandenen Eintreibungskosten (Mahn- und Inkassospesen) ist nunmehr ausdrücklich in der Richtlinie festgehalten. Bei Fehlen einer vertraglichen Vereinbarung wird eine Zahlungsfrist von 30 Tagen ab Eingang der Rechnung festgelegt, Diese Richtlinie gilt auch für Rechtsgeschäfte mit öffentlichen Unternehmen und Stellen.

Quelle: www.ksv.at





Die Aussonderungs-, Absonderungs- und Massegläubiger sind vorweg VOLL zu befriedigen. Der verbleibende Rest des Konkursvermögens bildet die gemeinschaftliche Konkursmasse.



Beispiel:

07.04.2002
Warenverkauf auf Ziel an die Firma Karl 

Weber (20006) um € 5.000 + € 1.000 USt. = € 6.000 

Buchung:

Variante 1:
07.10.2002

Das Konkursverfahren der Firma Karl Weber ist abgeschlossen. Die Konkursquote ist Null, d.h. unsere Forderung vom 07.04. d. J. ist uneinbringlich.

Buchung:

Variante 2: 
31.12.2002

Die Firma Karl Weber hat beim Landesgericht ein Ausgleichsverfahren angemeldet. Wir rechnen mit einer Ausgleichsquote von 40 %. 

Buchung:

Fortsetzung Variante 2: 


Lösung:

1. Auflösung des Wertberichtigungskontos (des Vorjahres)

2. Verbuchung des feststehenden Forderungsverlustes und Berichtigung der Umsatzsteuer

3. Verbuchung des Zahlungseinganges



Abschluss von Einzelunternehmen

Nach Erstellung der Summen- und Saldenbilanz werden zunächst sämtliche Um- und Nachbuchungen durchgeführt und im Hauptbuch erfasst.

Danach erfolgt der formelle Abschluss der Konten und die Erstellung der Bilanz und GuV-Rechnung (computerunterstützt).

Bei diesen Arbeiten richtet sich der Einzelunternehmer (hauptsächlich) nach den Bestimmungen des HGB.

Danach hat der Einzelunternehmer eine steuerliche Mehr-Weniger-Rechnung zu erstellen, d.h. handelsrechtliche Kann-Vorschriften durch steuerliche Muss-Vorschriften zu ergänzen bzw. korrigieren (zB sind pauschale Forderungsbewertungen steuerlich nicht erlaubt), sowie diverse steuerliche Abzugsposten zu berücksichtigen (zB der Lehrlingsfreibetrag).

Der Jahresabschluss ist die Grundlage für die Ausarbeitung der Steuererklärungen. Der Einzelunternehmer haftet für die Abfuhr sämtlicher Steuern, die im Zusammenhang mit dem Unternehmen anfallen, das sind:

· die üblichen Betriebssteuern (Dienstgeberbeitrag, Kommunalsteuer, Kraftfahrzeugssteuer, etc.)

· die Privatsteuer (der Gewinn unterliegt der Einkommensteuer – siehe auch Abschnitt Steuerrecht),

· die betrieblichen Durchlaufsteuern (zB die Umsatzsteuer oder die Lohnsteuer), sowie die

· aktivierungspflichtigen Steuern (zB die Grunderwerbssteuer).

Gliederung der GuV-Rechnung

Die GuV-Rechnung hat ein möglichst getreues Bild der Ertragslage des Unternehmens zu vermitteln. Die Erträge und Aufwendungen sind entsprechend zu gliedern. Der Jahresüberschuss oder –fehlbetrag ist gesondert auszuweisen.

Bei vielen Einzelunternehmen und allen Kapitalgesellschaften wird die endgültige GuV-Rechnung staffelförmig erstellt:

Umsatzerlöse (Klasse 4)

+/- 
Bestandsveränderungen (Klasse 4)

+
Eigenleistungen (Klasse 4)


Betriebsleistung

+ 
Sonstige Betriebliche Erträge (Klasse 4)

- 
Betriebliche Aufwendungen (Klassen 5, 6, 7)


Betriebserfolg

+/-
Finanzerfolg (Klasse 8)

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit (EGT)

+/-
Ausserordentliches Ergebnis (Klasse 8)


Unternehmensergebnis (vor Steuern)

-
Steuern vom Einkommen und Ertrag (KöSt., Klasse 8)

Jahresüberschuss oder -fehlbetrag


(oder Unternehmensergebnis nach Steuern)

+/-
Veränderungen von Rücklagen (Klasse 8)


Bilanzgewinn oder Bilanzverlust

Inhaltsverzeichnis





Anlagegut aktivieren


Aufwendungen neutralisieren





Bei Fertigstellung wird gebucht:


0... Anlagenkonto


an 4580 Aktivierte Eigenleistungen





7400 Miete, 


    Leasing, ...


an Zahlungs- 


     mittelkonto





Anschaffungs-wert   B I S   € 400,--  (exkl. USt.):





geringwertige Wirtschafts-güter:


7040 GWG


an Zahlungs-


     mittelkonto





Anschaffungs-wert HÖHER als € 400,--





Buchung:


0... AV


2500 Vorst.


an Zahlungs- 


   mittelkonto





Definition:


= Ausdruck der Wertminderung eines abnutzbaren Anlagevermögens.


= Rechenvorgang, durch welchen der Anschaffungswert eines Anlagegutes auf die voraussichtliche Nutzungsdauer verteilt als Aufwand berücksichtigt wird.





Rechengrößen:


1. Anschaffungswert:		Einkaufspreis ohne Umsatzsteuer


- Preisminderungen (ohne USt.) (zB Rabatte, Skonti, etc.)


+ Anschaffungsnebenkosten (ohne USt.) (zB Transportkosten)


2. Abschreibungsbasis:		Betrag, von dem die Berechnung der Abschreibung ausgeht;


						meistens der Anschaffungswert


3. Restwert: 	Jener Wert, den das Anlagegut am Ende der Nutzungsdauer hat


4. Betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer: 	jene Nutzungsdauer, in der das Anlagegut im 


Unternehmen genutzt werden kann


5. Abschreibungssatz:	Prozentsatz des jährlichen Wertverlustes 


6. Abschreibungsbetrag: jener Betrag, um den das Wirtschaftsgut jährlich abgeschrieben wird


7. kumulierte Abschreibung: Summe aller bisher vorgenommenen Abschreibungen


8. Buchwert: (= Restbuchwert): Differenz zwischen AW und kumulierten Abschreibungen








Indirekte Abschreibung




















Direkte Abschreibung





Abschreibungsbeträge werden auf einem eigenen, dem Anlagenkonto zugehörigen Konto „Kumulierte Abschreibungen“ erfaßt.








Gebucht wird:


7010 Abschreibung von Sachanlagen


an 0... Kumulierte Abschreibungen zu ...





Folgen:


Auf dem Anlagenkonto scheint der Anschaffungswert auf.


Das Konto „Kumulierte Abschreibungen zu ...“ weist die Summe der Abschreibungen auf.


Bei Ausscheiden der Anlage müssen die Kumulierten Abschreibungen auf das Anlagenkonto umgebucht werden.








Abschreibungsbeträge werden direkt vom jeweiligen Anlagenkonto abgebucht.








Gebucht wird:


7010 Abschreibung von Sachanlagen


an 0... Anlagenkonto





Folgen:


Auf dem Anlagenkonto scheint der jeweilige Buchwert auf.


Der Anschaffungswert ist nur mehr aus dem Anlagenverzeichnis ersichtlich.





Endabrechung (Restbetrag):





0710 Anlagen im Bau


2500 Vorsteuer


an 33... Lieferantenkonto


 (oder Zahlungsmittelkonto)








Umbuchung des Kontos 0710 Anlagen im Bau auf das entsprechende Anlagenkonto:





0... Anlagenkonto


an 0710 Anlagen im Bau





Verbuchung von Teilzahlungen:





0710 Anlagen im Bau


2500 Vorsteuer


an 33... Lieferantenkonto


 (oder Zahlungsmittelkonto)








Werden Teile der Anlage selbst erstellt:





0710 Anlagen im Bau


an 4580 Aktivierte Eigenleistungen





0210 Gebäude


2500 Vorsteuer


an ... Zahlungsmittelkonto





7200 Instandhaltung durch Dritte


2500 Vorsteuer


an ... Zahlungsmittelkonto





werden am 31.12. für Aufwendungen gebildet, die noch in das alte Jahr gehören 





Als Aufwand vermindern sie den Gewinn!!!





Die Höhe des „drohenden“ Aufwands steht noch nicht fest; sie muß geschätzt werden (zum Unterschied vom Rückstand)





Rückstellungen sind


( ungewisse Verbindlichkeiten


(Kontenklasse 3)


( sie zählen zum Fremdkapital


( sie scheinen auf der Passivseite der Bilanz auf!





Die wichtigsten Rückstellungen werden gebildet für:


Abfertigungen


Pensionen


Prozeßkosten


Garantieansprüche


Steuern





Die Bildung von Rückstellungen ist nur dann zulässig, wenn konkrete Umstände nachgewiesen werden können, nach denen im jeweiligen Einzelfall mit dem Entstehen einer Verbindlichkeit bzw. eines Verlustes ernsthaft zu rechnen ist. Die Bildung von pauschalen Rückstellungen ist verboten.








Variante 1: 


Bei Bezahlung der Rückstellung -  


Zahlung = Höhe der gebildeten Rückstellung





3 ... Rückstellungen für ... / 2800 Bank 


					    (oder 2700 Kassa)





Variante 2:


Rückstellung ist zu niedrig, dh Zahlung größer als die gebildete Rückstellung:





3... Rückstellungen für ...           /	 2800 Bank


7840 Aufwand für Vorperioden/





Bildung im Jahre des drohenden Aufwandes:


... Aufwandskonto / 3... Rückstellungen für ...(Verbindlichkeitenkonto)








Variante 3: 


Rückstellung wurde zu hoch gebildet, dh die Zahlung ist niedriger als die gebildete Rückstellung:





3... Rückstellungen für ... / 2800 Bank


3... Rückstellungen für ... / 4700 Erträge a. d. Auflösung v. Rückst.





Auflösung in darauffolgenden Jahren:





Garantierückstellungen





Erstmalige Bildung:





7810 Zuweisung an die Garantierückstellung 


an 3100 Garantierückstellungen








Rückstellung am 31.12. > Rückstellung am 1.1.:





7810 Zuweisungen Garantierückstell.


an 3100 Garantierückst.








Möglichkeiten der Verbuchung des ermittelten Differenzbetrages:








Rückstellung am 31.12. < Rückstellung am 1.1.:





3100 Garantierückstell.


an 4700 Erträge a. d. Auflösung von Rückstellungen








Zahlungsunfähigkeit eines Unternehmens








KONKURS





Auflösung des Unternehmens und „gerechte“ Verteilung des Liquidationserlöses an die Gläubiger. Schuldner haftet für den nicht beglichenen Teil der Schulden weiter.





Schuldner oder ein Gläubiger können den Antrag stellen. Können nicht einmal die Verfahrenskosten gedeckt werden, wird ein Konkurs „mangels Masse“ abgelehnt.





Quote ist im Normalfall 0-10%. Restliche Schulden bleiben 30 Jahre bestehen.





Sonderfälle:


 ZWANGSAUSGLEICH





Im Rahmen eines Konkursverfahrens kann der Gemeinschuldner den Konkursgläubigern einen Zwangsausgleich vorschlagen. Voraussetzungen:





volle Erfüllung der Aussonderungs- und Absonderungsansprüche


volle Erfüllung der Masseforderungen


Quote von mind. 20% in 2 Jahren


Mehrheit der Gläubiger muss zustimmen





ANSCHLUSSKONKURS





Im Rahmen des Ausgleichsverfahrens kann es auch zur Konkurseröffnung kommen. 


Ursachen:





Voraussetzungen für Ausgleich sind nicht gegeben (Schuldner kann Mindestquote nicht aufbringen )


dauernde Sanierung scheint nicht gewährleistet






































Ansprüche





Antrag





Zweck /


Wirkung





AUSGLEICH





Sanierung des Unternehmens durch teilweisen Nachlass der Schulden. Unternehmen bleibt bestehen.





Nur Schuldner kann Antrag stellen. 








Die Quote beträgt mindestens 40%, zahlbar innerhalb von 2 Jahren.





Rangordnung der Gläubigeransprüche





4. Konkursforderungen


Alle sonstigen Forderungen, die vor Konkurseröffnung entstanden sind





3. Masseforderungen


Kosten des Konkursverfahrens


öffentliche Abgaben, die sich aus der Konkursabwicklung ergeben


Löhne und Gehälter der Arbeitnehmer, die während des Konkursabwicklung noch beschäftigt werden müssen


sonstige laufende Kosten (Miete, Beleuchtung, Telefon, ...)





2. Absonderungsansprüche


Forderungen der Gläubiger, die durch besondere Rechte gesichert sind:


Hypothekargläubiger


Faustpfandgläubiger (Lombardgläubiger)


Gläubiger, die ein gesetzliches Pfandrecht besitzen (Spediteure, Lagerhalter, Frachtführer, Kommissionäre, ...)





1. Aussonderungsansprüche


Vermögenswerte, die nicht Eigentum des Schuldners sind:


Gegenstände, die zur Reparatur übergeben wurden


Kommissionsware


Gegenstände, die unter Eigentumsvorbehalt gekauft wurden


leihweise überlassene Verpackungen





7805 Zuweisung an Wertberichtigung 


         zu Forderungen


an 2080 Einzelwertberichtigung zu 


              Forderungen


(wenn WB 31.12. > WB 1.1.)


oder


2080 Einzelwertberichtigung zu 


         Forderungen


an 4870 Erträge aus der Auflösung 


              von WB zu Forderungen


(wenn WB 31.12. < WB 1.1.)





7802 Abschreibung von 


         Forderungen 20 %


3500 Umsatzsteuer


   an 2... Kundenkonto





Grundgeschäft:


Verkauf von Waren auf Ziel


2... Kundenkonto


an 4000 HW-Erlöse


    3500 Umsatzsteuer





Bei Zahlung: zB


2800 Bank


an 2... Kundenkonto





Uneinbringliche


Forderungen:


sind voll abzuschreiben;


USt. ist zu korrigieren





Zweifelhafte


= dubiose Forderungen:


sind mit ihrem wahrscheinlichen Wert zu bilanzieren





Voll einbringliche


Forderungen:


sind mit dem vollen Wert zu bilanzieren





Arten von Forderungen








Variante 2: 


Übertragung im Folgejahr





Variante 3: 


keine fristgerechte Übertragung





jährliche Auflösung:


95.. Bewertungsreserven 


gem. § 12 EStG. zu...


an 8600 Erträge aus der 


Auflösung von Bewertungsreserven








Jahresabschluss:


8840 Zuweisung Rücklage gem. § 12 EStG.


an 9620 Rücklage gem. § 12 EStG. + Jahr!





Übertragung der RL im nächsten Jahr:


9620 Rücklage gem. § 12 EStG.


an 95.. Bewertungsreserve gem. § 12 EStG zu ...





jährliche Auflösung:


95.. Bewertungsreserve gem. § 12 EStG. 


zu ...


an 8600 Erträge aus der Auflösung von 


Bewertungsreserven





Übertragungsrücklage


(Rücklage gemäß § 12 EstG.)


(stille Rücklage, stille Reserve)





Auflösung der Rücklage:


9620 Rücklage gem. § 12 


EStG.


an 8640 Erträge aus der 


Auflösung 


unversteuerter Rücklagen § 12 EStG.





Bildung:


8800 Zuweisung a. d. 


Bewertungsreserve gem. § 12 EStG. 


an 95.. Bewertungsreserven


gem. § 12 EStG. zu ...*


(*zB 9510 Gebäude, 9511 Maschinen, etc.)





Variante 1: 


Übertragung im selben Jahr
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